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Abschnitt 1
Allgemeine Regelungen

 

§ 1
Versammlungsfreiheit

Jede Person hat das Recht, sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und ohne Waffen mit ande-
ren zu versammeln und Versammlungen zu veranstalten.

 

§ 2
Begriff der öffentlichen Versammlung, Anwendungsbereich

(1) Versammlung im Sinne dieses Gesetzes ist eine örtliche Zusammenkunft von mindestens zwei Per-
sonen zur gemeinschaftlichen, überwiegend auf die Teilhabe an der öffentlichen Meinungsbildung ge-
richteten Erörterung oder Kundgebung. Aufzug ist eine sich fortbewegende Versammlung.

(2) Eine Versammlung ist öffentlich, wenn die Teilnahme nicht auf einen individuell bestimmten Perso-
nenkreis beschränkt ist.

(3) Soweit nichts anderes bestimmt ist, gilt dieses Gesetz sowohl für öffentliche als auch für nichtöf-
fentliche Versammlungen.

 

§ 3
Schutz- und Gewährleistungsaufgabe, Deeskalationsgebot

(1) Die Berliner Verwaltung wirkt im Rahmen ihrer Zuständigkeit darauf hin, friedliche Versammlun-
gen zu schützen und die Ausübung der Versammlungsfreiheit zu gewährleisten.

(2) Aufgabe der zuständigen Behörde ist es,

1. die Durchführung einer nach Maßgabe dieses Gesetzes zulässigen Versammlung zu unterstüt-
zen, den ungehinderten Zugang zur Versammlung zu ermöglichen und ihre Durchführung vor
Störungen zu schützen,

 

2. von der Versammlung oder im Zusammenhang mit dem Versammlungsgeschehen von Dritten
ausgehende Gefahren für die öffentliche Sicherheit abzuwehren und

 

3. die freie Berichterstattung der Medien bei Versammlungen zu gewährleisten.

 

(3) Soweit dies erforderlich ist, stellt die zuständige Behörde bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben
nach Absatz 2 einen schonenden Ausgleich zwischen der Versammlungsfreiheit und den Grundrech-
ten Dritter her. Dies gilt auch bei Versammlungen, die sich örtlich und zeitlich überschneiden würden.
Die Durchführung einer Gegenversammlung soll in Hör- und Sichtweite der Ausgangsversammlung er-
möglicht werden.

(4) Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben wirkt die zuständige Behörde darauf hin, bei konfliktträchtigen
Einsatzlagen Gewaltbereitschaft und drohende oder bestehende Konfrontationen zielgruppenorien-
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tiert zu verhindern oder abzuschwächen, um eine nachhaltige Befriedung der jeweiligen Lage zu er-
möglichen. Konfliktmanagement ist Bestandteil des Deeskalationsgebotes.

 

§ 4
Kooperation

(1) Soweit es nach Art und Umfang der Versammlung erforderlich ist, bietet die zuständige Behörde
der Person, die eine öffentliche Versammlung veranstaltet oder der die Leitung übertragen worden
ist, rechtzeitig ein Kooperationsgespräch an, um die Gefahrenprognose und sonstige Umstände, die
für die ordnungsgemäße Durchführung der Versammlung wesentlich sind, zu erörtern. Die Behörden
sind grundsätzlich zur Kooperation mit den Veranstalterinnen und Veranstaltern von Versammlungen
verpflichtet. Bestehen tatsächliche Anhaltspunkte für Gefahren, die gemäß den §§ 14 Absatz 1, 22 Ab-
satz 1 zu einem Verbot oder Beschränkungen führen können, gibt die zuständige Behörde Gelegen-
heit, durch ergänzende Angaben oder Veränderungen der beabsichtigten Versammlung ein Verbot
oder Beschränkungen zu vermeiden.

(2) Die zuständige Behörde informiert die Person, die eine öffentliche Versammlung veranstaltet oder
der die Leitung übertragen worden ist, über die Gefahrenlage und -prognose sowie deren Änderun-
gen, soweit dieses nach Art und Umfang der Versammlung erforderlich ist.

 

§ 5
Veranstaltung einer Versammlung

Wer zu einer Versammlung einlädt oder die Versammlung nach § 12 anzeigt, veranstaltet eine Ver-
sammlung. In der Einladung zu einer Versammlung ist der oder die Veranstaltende anzugeben.

 

§ 6
Versammlungsleitung

(1) Wer eine Versammlung veranstaltet, leitet die Versammlung. Veranstalten mehrere Personen ei-
ne Versammlung, bestimmen diese die Versammlungsleitung. Veranstaltet eine Vereinigung die Ver-
sammlung, so wird sie von der Person geleitet, die für die Vereinigung handlungsbefugt ist.

(2) Die Versammlungsleitung ist übertragbar.

(3) Gibt es keine Person, die die Versammlung veranstaltet, kann die Versammlung eine Versamm-
lungsleitung bestimmen.

(4) Die Vorschriften dieses Gesetzes über die Versammlungsleitung gelten für nichtöffentliche Ver-
sammlungen nur, wenn eine Versammlungsleitung bestimmt ist.

 

§ 7
Rechte der Versammlungsleitung

(1) Die Versammlungsleitung sorgt für den ordnungsgemäßen Ablauf der Versammlung und unter-
stützt einen friedlichen Verlauf. Sie darf die Versammlung jederzeit unterbrechen oder schließen.
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(2) Die Versammlungsleitung kann sich der Hilfe von Ordnerinnen und Ordnern bedienen. Diese müs-
sen bei Versammlungen unter freiem Himmel gut sichtbar mit der Bezeichnung „Ordnerin“ oder „Ord-
ner“ gekennzeichnet sein. Die Vorschriften dieses Gesetzes für Teilnehmende der Versammlung gel-
ten auch für Ordnerinnen und Ordner.

(3) Die zur Aufrechterhaltung der Ordnung in der Versammlung getroffenen Anweisungen der Ver-
sammlungsleitung und der Ordnerinnen und Ordner sind von den Teilnehmenden zu befolgen.

(4) Die Versammlungsleitung darf Personen, die die Ordnung der Versammlung erheblich stören, aus
der Versammlung ausschließen. Wer aus der Versammlung ausgeschlossen wird, hat sich unverzüg-
lich zu entfernen.

 

§ 8
Störungsverbot

Es ist verboten, eine Versammlung mit dem Ziel zu stören, deren Durchführung erheblich zu behin-
dern oder zu vereiteln.

 

§ 9
Waffen- und Uniformverbot

(1) Es ist verboten,

1. Waffen oder

 

2. sonstige Gegenstände, die ihrer Art nach zur Verletzung von Personen oder zur Herbeiführung
erheblicher Schäden an Sachen geeignet und den Umständen nach dazu bestimmt sind,

 

bei Versammlungen oder auf dem Weg zu oder von Versammlungen mit sich zu führen, zu Versamm-
lungen hinzuschaffen oder sie zur Verwendung bei Versammlungen bereitzuhalten oder zu verteilen.

(2) Es ist verboten, in einer Versammlung durch das Tragen von Uniformen oder Uniformteilen oder
sonst ein einheitliches Erscheinungsbild vermittelnden Kleidungsstücken in einer Art und Weise aufzu-
treten, die dazu geeignet und bestimmt ist, im Zusammenwirken mit anderen teilnehmenden Perso-
nen Gewaltbereitschaft zu vermitteln und dadurch einschüchternd zu wirken.

(3) Die zuständige Behörde trifft zur Durchsetzung der Verbote nach Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 2
Anordnungen, in denen die vom Verbot erfassten Gegenstände oder Verhaltensweisen bezeichnet
sind.

 

§ 10
Anwendbarkeit des Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes

(1) Soweit dieses Gesetz die Abwehr von Gefahren gegenüber einzelnen Teilnehmenden nicht regelt,
sind Maßnahmen gegen sie nach dem Allgemeinen Sicherheit- und Ordnungsgesetz zulässig, wenn
von ihnen nach den zum Zeitpunkt der Maßnahme erkennbaren Umständen vor oder bei der Durch-
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führung der Versammlung oder im Anschluss an sie eine unmittelbare Gefahr für die öffentliche Si-
cherheit ausgeht.

(2) Für Versammlungen in geschlossenen Räumen gilt Absatz 1 für den Fall, dass von den Teilneh-
menden eine unmittelbare Gefahr im Sinne von § 22 Absatz 1 ausgeht.

(3) Maßnahmen vor Beginn der Versammlung, die die Teilnahme an der Versammlung unterbinden
sollen, setzen eine Teilnahmeuntersagung nach § 16 Absatz 1 oder § 22 voraus.

 

§ 11
Anwesenheit der Polizei

Die Polizei kann anwesend sein

1. bei Versammlungen unter freiem Himmel, wenn dies zur polizeilichen Aufgabenerfüllung nach
diesem Gesetz erforderlich ist,

 

2. bei Versammlungen in geschlossenen Räumen, wenn dies zur Abwehr einer unmittelbaren Ge-
fahr im Sinne von § 22 Absatz 1 erforderlich ist.

 

Nach Satz 1 anwesende Polizeikräfte haben sich der Versammlungsleitung zu erkennen zu geben; bei
Versammlungen unter freiem Himmel genügt es, wenn dies durch die polizeiliche Einsatzleitung er-
folgt. Auf diese findet § 9 keine Anwendung.

 

Abschnitt 2
Versammlungen unter freiem Himmel

 

§ 12
Anzeige- und Veröffentlichungspflicht

(1) Wer eine öffentliche Versammlung unter freiem Himmel veranstalten will, hat dies der zuständi-
gen Behörde spätestens 48 Stunden vor der Einladung zu der Versammlung anzuzeigen. Veranstalten
mehrere Personen eine Versammlung, ist nur eine Anzeige abzugeben. Die Anzeige muss schriftlich,
elektronisch oder zur Niederschrift erfolgen.

(2) Die Anzeige muss insbesondere den geplanten Ablauf der Versammlung nach Ort, Zeit und Thema
bezeichnen, bei Aufzügen auch den beabsichtigten Streckenverlauf. Sie muss Name und Anschrift so-
wie Angaben zu Erreichbarkeit der anzeigenden Person und der Person, die sie leiten soll, enthalten.

(3) Wird die Versammlungsleitung erst später bestimmt, sind Name, Anschrift und Angaben über die
Erreichbarkeit der vorgesehenen Person der zuständigen Behörde unverzüglich mitzuteilen.

(4) Wenn die Versammlungsleitung sich der Hilfe von Ordnerinnen und Ordnern bedient, ist ihr Einsatz
unter Angabe der Zahl der dafür voraussichtlich eingesetzten Personen der zuständigen Behörde mit-
zuteilen.
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(5) Wesentliche Änderungen der Angaben nach den Absätzen 1 bis 4 sind der zuständigen Behörde
unverzüglich mitzuteilen.

(6) Wenn der Zweck der Versammlung durch eine Einhaltung der Frist nach Absatz 1 Satz 1 gefährdet
würde (Eilversammlung), ist die Versammlung spätestens mit der Einladung bei der zuständigen Be-
hörde oder bei der Polizei anzuzeigen. Die Anzeige kann in diesem Fall auch telefonisch erfolgen.

(7) Die Anzeigepflicht entfällt, wenn sich die Versammlung auf Grund eines spontanen Entschlusses
augenblicklich bildet (Spontanversammlung).

(8) Die zuständige Behörde hat Ort, Zeit und Thema der angezeigten Versammlung zu veröffentli-
chen. Sofern es sich um einen Aufzug handelt, hat sie auch den Streckenverlauf zu veröffentlichen.

 

§ 13
Erlaubnisfreiheit

Für eine öffentliche Versammlung unter freiem Himmel sind keine behördlichen Erlaubnisse erforder-
lich, die sich auf die Benutzung der öffentlichen Verkehrsflächen beziehen.

 

§ 14
Beschränkungen, Verbot, Auflösung

(1) Die zuständige Behörde kann die Durchführung einer Versammlung unter freiem Himmel be-
schränken oder verbieten und die Versammlung nach deren Beginn auflösen, wenn nach den zur Zeit
des Erlasses der Maßnahmen erkennbaren Umständen die öffentliche Sicherheit bei Durchführung der
Versammlung unmittelbar gefährdet ist.

(2) Eine Versammlung kann insbesondere verboten, beschränkt oder nach deren Beginn aufgelöst
werden, wenn

1. nach den zur Zeit des Erlasses der Verfügung erkennbaren Umständen die unmittelbare Gefahr
besteht, dass in der Versammlung in einer Weise, die geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu
stören,
a) gegen eine nationale, durch rassistische Zuschreibung beschriebene, religiöse oder

durch ihre ethnische Herkunft bestimmte Gruppe, gegen Teile der Bevölkerung oder ge-
gen einen Einzelnen wegen seiner Zugehörigkeit zu einer vorbezeichneten Gruppe oder
zu einem Teil der Bevölkerung zum Hass aufgestachelt, zu Gewalt- oder Willkürmaßnah-
men aufgefordert oder

 

b) die Menschenwürde anderer dadurch angegriffen wird, dass eine vorbezeichnete Grup-
pe, Teile der Bevölkerung oder ein Einzelner wegen seiner Zugehörigkeit zu einer vorbe-
zeichneten Gruppe oder zu einem Teil der Bevölkerung beschimpft, böswillig verächtlich
gemacht oder verleumdet wird,

 

 

2. nach den zur Zeit des Erlasses der Verfügung erkennbaren Umständen die unmittelbare Gefahr
besteht, dass in einer Weise, die geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu stören, durch die Ver-
sammlung die nationalsozialistische Gewalt- und Willkürherrschaft gebilligt, verherrlicht oder
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gerechtfertigt, geleugnet oder verharmlost wird, auch durch das Gedenken an führende Reprä-
sentanten des Nationalsozialismus,

 

3. die Versammlung an einem in der Anlage zu diesem Gesetz genannten Tag oder einem Ort
stattfindet, dem ein an die nationalsozialistische Gewalt- und Willkürherrschaft erinnernder
Sinngehalt mit gewichtiger Symbolkraft zukommt, und nach den zur Zeit des Erlasses der Ver-
fügung erkennbaren Umständen die unmittelbare Gefahr besteht, dass durch die Versammlung
die Würde der Opfer beeinträchtigt wird, oder

 

4. die Versammlung durch die erkennbare Bezugnahme auf andere nationale oder internationale
Versammlungen oder Kampagnen sich deren Inhalt zu eigen macht und dadurch die Vorausset-
zungen der Nummer 1 zutreffen.

 

Gleiches gilt, wenn die Versammlung auf Grund der konkreten Art und Weise ihrer Durchführung

1. geeignet oder dazu bestimmt ist, Gewaltbereitschaft zu vermitteln oder

 

2. in ihrem Gesamtgepräge an die Riten und Symbole der nationalsozialistischen Gewaltherr-
schaft anknüpft

 

und dadurch einschüchternd wirkt oder in erheblicher Weise gegen das sittliche Empfinden der Bürge-
rinnen und Bürger und grundlegende soziale oder ethische Anschauungen verstößt.

(3) Verbot oder Auflösung setzen voraus, dass Beschränkungen nicht ausreichen.

(4) Geht eine unmittelbare Gefahr für die öffentliche Sicherheit von Dritten aus, sind Maßnahmen der
Gefahrenabwehr gegen diese zu richten. Kann dadurch die Gefahr auch unter Heranziehung von lan-
des- oder bundesweit verfügbaren Polizeikräften nicht abgewehrt werden, dürfen Maßnahmen nach
Absatz 1 auch zulasten der Versammlung ergriffen werden, von der die Gefahr nicht ausgeht. Ein Ver-
bot oder die Auflösung dieser Versammlung setzt Gefahren für Leben oder Gesundheit von Personen
oder für Sachgüter von erheblichem Wert voraus.

(5) Sollen eine beschränkende Verfügung oder ein Verbot ausgesprochen werden, sind die Vorausset-
zungen und die Ermessenserwägungen unverzüglich der Veranstalterin oder dem Veranstalter oder
der Versammlungsleitung bekannt zu geben. Die Bekanntgabe einer nach Versammlungsbeginn erfol-
genden beschränkenden Verfügung oder einer Auflösung muss unter Angabe des Grundes der Maß-
nahme und auch gegenüber den Teilnehmenden der Versammlung erfolgen, sofern dies möglich und
zumutbar ist.

(6) Eine verbotene Versammlung soll aufgelöst werden. Sobald die Versammlung für aufgelöst erklärt
ist, haben alle anwesenden Personen sich unverzüglich zu entfernen. Es ist verboten, anstelle der auf-
gelösten Versammlung eine Ersatzversammlung am gleichen Ort durchzuführen.

(7) Es ist verboten, öffentlich, im Internet oder durch Verbreiten von Schriften, Ton- oder Bildträgern,
Datenspeichern, Abbildungen oder anderen Darstellungen zur Teilnahme an einer Versammlung unter
freiem Himmel aufzufordern, deren Durchführung durch ein vollziehbares Verbot untersagt oder deren
vollziehbare Auflösung angeordnet worden ist.
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(8) Durch Rechtsverordnung kann der Senat weitere Orte im Sinne von Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 be-
stimmen, wenn die dort genannten Voraussetzungen vorliegen.

 

§ 15
Befriedeter Bezirk

(1) Für den Tagungsort des Abgeordnetenhauses von Berlin wird ein befriedeter Bezirk gebildet. Die-
ser wird durch folgende Straßen begrenzt:

Niederkirchnerstraße von der Wilhelmstraße bis zur Stresemannstraße, einschließlich der Gehwege,
und die jeweils angrenzenden Kreuzungsbereiche von Niederkirchnerstraße und Stresemannstraße so-
wie von Niederkirchnerstraße, Wilhelmstraße und Zimmerstraße.

(2) Innerhalb des befriedeten Bezirks können unbeschadet von § 14 von der Präsidentin oder dem Prä-
sidenten des Abgeordnetenhauses Versammlungen unter freiem Himmel zu Sitzungszeiten des Abge-
ordnetenhauses, seiner Ausschüsse oder Organe verboten oder beschränkt werden, wenn eine Beein-
trächtigung deren Tätigkeiten oder eine Behinderung des freien Zugangs zum Abgeordnetenhaus zu
besorgen ist. Die Präsidentin oder der Präsident des Abgeordnetenhauses unterrichtet den Ältesten-
rat sowie die Behörde, bei der nach § 12 die Versammlung anzuzeigen ist, unverzüglich über eine Ent-
scheidung nach Satz 1.

(3) Die Behörde, bei der nach § 12 die Versammlung anzuzeigen ist, unterrichtet die Präsidentin oder
den Präsidenten des Abgeordnetenhauses unverzüglich über die Anzeige von Versammlungen inner-
halb des befriedeten Bezirks sowie für die Entscheidung nach Absatz 2 relevanten Erkenntnisse.

 

§ 16
Untersagung der Teilnahme oder

Anwesenheit und Ausschluss von Personen

(1) Die zuständige Behörde kann einer Person die Teilnahme an oder Anwesenheit in einer Versamm-
lung unter freiem Himmel vor deren Beginn untersagen oder beschränken, wenn von ihr nach den zur
Zeit des Erlasses der Verfügung erkennbaren Umständen bei Durchführung der Versammlung eine un-
mittelbare Gefahr für die öffentliche Sicherheit ausgeht.

(2) Wer durch sein Verhalten in der Versammlung die öffentliche Sicherheit unmittelbar gefährdet, oh-
ne dass die Versammlungsleitung dies unterbindet, oder wer einer Anweisung nach § 7 Absatz 3 zu-
widerhandelt, kann von der zuständigen Behörde ausgeschlossen werden. Wer aus der Versammlung
ausgeschlossen wird, hat sich unverzüglich zu entfernen.

 

§ 17
Durchsuchung und Identitätsfeststellung

(1) Bestehen tatsächliche Anhaltspunkte dafür, dass am Ort der Versammlung oder auf unmittelba-
rem Weg dorthin Waffen mitgeführt werden oder der Einsatz von Gegenständen im Sinne von § 9 Ab-
satz 1 Nummer 2 und Absatz 2 oder § 19 oder von Gegenständen, deren Verwendung oder Mitnahme
durch Beschränkungen nach § 14 Absatz 1 untersagt wurde, die öffentliche Sicherheit bei Durchfüh-
rung einer öffentlichen Versammlung unter freiem Himmel unmittelbar gefährden wird, können Perso-
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nen und Sachen durchsucht werden. Aufgefundene Gegenstände im Sinne von Satz 1 können sicher-
gestellt werden. Die Sicherstellung und die Durchführung der Durchsuchung richten sich nach dem
Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetz.

(2) Identitätsfeststellungen sowie weitere polizei- und ordnungsrechtliche oder strafprozessuale Maß-
nahmen sind am Ort der Versammlung oder auf dem unmittelbaren Weg dorthin nur zulässig, soweit
sich tatsächliche Anhaltspunkte für einen gegenwärtigen oder bevorstehenden Verstoß gegen die
§§ 9, 19, nach § 14 Absatz 1 erlassene Beschränkungen oder für die Begehung strafbarer Handlungen
ergeben. Diese Anhaltspunkte sind der betroffenen Person auf Aufforderung mitzuteilen.

(3) Durchsuchungen und Identitätsfeststellungen nach den Absätzen 1 und 2 sind so durchzuführen,
dass dadurch die Teilnahme an der Versammlung nicht unverhältnismäßig behindert oder wesentlich
verzögert wird.

 

§ 18
Bild- und Tonübertragungen und -aufzeichnungen

(1) Die Polizei darf von Teilnehmenden bei oder im Zusammenhang mit einer öffentlichen Versamm-
lung unter freiem Himmel oder einem Aufzug Bild- und Tonaufnahmen nur offen und nur dann anfer-
tigen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass von diesen Personen eine erhebliche Gefahr
für die öffentliche Sicherheit ausgeht. Die Maßnahmen dürfen auch durchgeführt werden, wenn Dritte
unvermeidbar betroffen werden.

(2) Die Polizei darf Übersichtsaufnahmen von Versammlungen unter freiem Himmel sowie ihrem Um-
feld nur anfertigen, wenn dies wegen der Größe oder Unübersichtlichkeit der Versammlung im Einzel-
fall zur Lenkung und Leitung des Polizeieinsatzes erforderlich ist. Die Übersichtsaufnahmen sind offen
anzufertigen und dürfen weder aufgezeichnet werden noch zur Identifikation der Teilnehmenden ge-
nutzt werden. Die Versammlungsleitung ist unverzüglich über die Anfertigung von Übersichtsaufnah-
men in Kenntnis zu setzen.

(3) Die Aufzeichnungen nach Absatz 1 sind nach Beendigung der öffentlichen Versammlung oder zeit-
lich und sachlich damit unmittelbar im Zusammenhang stehender Ereignisse unverzüglich zu löschen,
soweit sie nicht erforderlich sind:

1. zur Verfolgung von Straftaten von Teilnehmenden in oder im Zusammenhang mit der Ver-
sammlung oder von Ordnungswidrigkeiten nach § 27 Absatz 1 Nummer 6,

 

2. im Einzelfall zur Gefahrenabwehr, wenn von der betroffenen Person in oder im Zusammenhang
mit der Versammlung die konkrete Gefahr einer Verletzung von Strafgesetzen ausging und zu
besorgen ist, dass bei einer künftigen Versammlung von dieser Person erneut die Gefahr der
Verletzung von Strafgesetzen ausgehen wird,

 

3. zur befristeten Dokumentation polizeilichen Handelns, sofern eine Gefahr der öffentlichen Si-
cherheit eingetreten ist oder

 

4. zum Zwecke der polizeilichen Aus- und Fortbildung; hierzu ist eine eigene Fassung herzustel-
len, die eine Identifizierung der darauf abgebildeten Personen unumkehrbar ausschließt.
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Die Aufzeichnungen, die aus den in Satz 1 Nummer 2 genannten Gründen nicht gelöscht wurden, sind
spätestens nach Ablauf von drei Monaten nach ihrer Anfertigung zu löschen, sofern sie nicht inzwi-
schen zur Durchführung eines Straf- oder Ordnungswidrigkeitsverfahrens zu dem in Satz 1 Nummer 1
aufgeführten Zweck genutzt werden. Die Löschung der Aufzeichnungen ist zu dokumentieren. Außer
zu den in den Nummern 1 bis 4 genannten Zwecken dürfen Aufzeichnungen nicht genutzt werden.

(4) Die von einer Aufzeichnung nach Absatz 1 betroffene Person ist über die Maßnahme zu unterrich-
ten, sobald ihre Identität bekannt ist und sofern die nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 bis 3 zulässigen
Verwendungszwecke der Aufzeichnung nicht gefährdet werden. Bei einem durch die Maßnahme un-
vermeidbar betroffenen Dritten im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 unterbleibt die Unterrichtung, wenn
die Identifikation nur mit unverhältnismäßigen Ermittlungen möglich wäre oder überwiegend schutz-
würdige Interessen anderer Betroffener entgegenstehen.

(5) Die Gründe für die Anfertigung von Bild- und Tonaufzeichnungen nach Absatz 1 und für ihre Ver-
wendung nach Absatz 3 sowie für die Anfertigung von Übersichtsaufnahmen nach Absatz 2 sind zu
dokumentieren. Werden von Aufzeichnungen eigene Fassungen für die Verwendung zur polizeilichen
Aus- und Fortbildung erstellt, sind die Anzahl der hergestellten Fassungen sowie der Ort der Aufbe-
wahrung zu dokumentieren.

 

§ 19
Vermummungs- und Schutzausrüstungsverbot

(1) Es ist verboten, bei oder im Zusammenhang mit einer Versammlung unter freiem Himmel Gegen-
stände zu verwenden,

1. die zur Identitätsverschleierung geeignet und den Umständen nach darauf gerichtet sind, eine
zu Zwecken der Verfolgung einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit durchgeführte Fest-
stellung der Identität zu verhindern, oder

 

2. die als Schutzausrüstung geeignet und den Umständen nach darauf gerichtet sind, Vollstre-
ckungsmaßnahmen eines Trägers von Hoheitsgewalt abzuwehren.

 

(2) Die zuständige Behörde trifft zur Durchsetzung des Verbots Anordnungen, in denen die vom Ver-
bot erfassten Gegenstände bezeichnet sind.

 

§ 20
Privatrechtlich betriebene öffentliche Verkehrsflächen

(1) Öffentliche Versammlungen dürfen auf privatrechtlich betriebenen Verkehrsflächen von Grundstü-
cken durchgeführt werden, wenn diese der Allgemeinheit geöffnet sind und die Grundstücke sich im
Eigentum von Unternehmen befinden, die überwiegend oder ausschließlich im Eigentum der öffentli-
chen Hand stehen oder von ihr beherrscht werden.

(2) Werden Verkehrsflächen, die der Allgemeinheit geöffnet sind, von Unternehmen betrieben, die
nicht von der öffentlichen Hand beherrscht werden oder stehen diese Verkehrsflächen überwiegend
oder ausschließlich im Eigentum von Privaten, können öffentliche Versammlungen dort nur durch-
geführt werden, soweit überwiegende Interessen der privaten Eigentümerinnen und Eigentümer der
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Durchführung nicht entgegenstehen. Eine Zustimmung der Eigentümerinnen und Eigentümer ist inso-
weit nicht erforderlich.

(3) Die Behörde, bei der nach § 12 die Versammlung anzuzeigen ist, unterrichtet die Eigentümerin-
nen und Eigentümer von Verkehrsflächen nach den Absätzen 1 und 2 unverzüglich über die auf die-
ser Fläche angezeigten Versammlungen. Eigentümerinnen und Eigentümer von Verkehrsflächen nach
Absatz 2 ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die Sätze 1 und 2 finden keine Anwendung bei
Spontanversammlungen nach § 12 Absatz 7.

 

Abschnitt 3
Versammlungen in geschlossenen Räumen

 

§ 21
Einladung, Ausschluss

(1) Wer eine öffentliche Versammlung in geschlossenen Räumen veranstaltet, darf in der Einladung
bestimmte Personen oder Personenkreise von der Teilnahme ausschließen.

(2) Die Leitung einer öffentlichen Versammlung in geschlossenen Räumen darf die Anwesenheit von
Vertretenden der Medien, die sich als solche durch anerkannten Presseausweis oder durch sonstigen
geeigneten Nachweis ausgewiesen haben, nicht unterbinden.

 

§ 22
Beschränkungen, Verbot, Auflösung

(1) Die zuständige Behörde kann die Durchführung einer Versammlung in geschlossenen Räumen be-
schränken, verbieten oder die Versammlung nach deren Beginn auch auflösen, wenn nach den zur
Zeit des Erlasses der Maßnahmen erkennbaren Umständen eine unmittelbare Gefahr

1. eines unfriedlichen Verlaufs der Versammlung,

 

2. für Leben oder Gesundheit von Personen oder

 

3. dafür besteht, dass in der Versammlung Äußerungen erfolgen, die ein Verbrechen oder ein von
Amts wegen zu verfolgendes Vergehen darstellen.

 

(2) Verbot oder Auflösung setzen voraus, dass Beschränkungen nicht ausreichen.

(3) Geht eine unmittelbare Gefahr für die in Absatz 1 genannten Rechtsgüter von Dritten aus, sind
Maßnahmen der Gefahrenabwehr gegen diese zu richten. Kann dadurch die Gefahr auch unter Heran-
ziehung von landes- und bundesweit verfügbaren Polizeikräften nicht abgewehrt werden, dürfen Maß-
nahmen nach Absatz 1 auch zulasten der Versammlung ergriffen werden, von der die Gefahr nicht
ausgeht.

(4) Sollen eine beschränkende Verfügung oder ein Verbot ausgesprochen werden, so sind diese nach
Feststellung der Voraussetzungen, die diese Verfügung rechtfertigen, unverzüglich der Veranstalterin
oder dem Veranstalter oder der Versammlungsleitung bekannt zu geben. Die Bekanntgabe einer nach
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Versammlungsbeginn erfolgenden beschränkenden Verfügung oder einer Auflösung muss unter Anga-
be des Grundes der Maßnahme und auch gegenüber den Teilnehmenden der Versammlung erfolgen.

(5) Eine verbotene Versammlung soll aufgelöst werden. Sobald die Versammlung für aufgelöst erklärt
ist, haben alle anwesenden Personen sich unverzüglich zu entfernen. Es ist verboten, anstelle der auf-
gelösten Versammlung eine Ersatzversammlung am gleichen Ort durchzuführen.

(6) Es ist verboten, öffentlich, im Internet oder durch Verbreiten von Schriften, Ton- oder Bildträgern,
Datenspeichern, Abbildungen oder anderen Darstellungen zur Teilnahme an einer Versammlung in
geschlossenen Räumen aufzufordern, deren Durchführung durch ein vollziehbares Verbot untersagt
oder deren vollziehbare Auflösung angeordnet worden ist.

 

§ 23
Hausrecht

Die eine Versammlung leitende Person übt gegenüber anderen Personen als den Teilnehmenden das
Hausrecht aus.

 

§ 24
Durchsuchung und Identitätsfeststellung

(1) Bestehen tatsächliche Anhaltspunkte dafür, dass am Ort der Versammlung oder auf unmittelba-
rem Weg dorthin Waffen mitgeführt werden oder der Einsatz von Gegenständen im Sinne von § 9 Ab-
satz 1 Nummer 2 und Absatz 2 oder von Gegenständen, deren Verwendung oder Mitnahme durch Be-
schränkungen nach § 22 Absatz 1 untersagt wurde, bei Durchführung einer öffentlichen Versamm-
lung in geschlossenen Räumen Gefahren gemäß § 22 Absatz 1 verursacht, können Personen und Sa-
chen durchsucht werden. Aufgefundene Gegenstände im Sinne von Satz 1 können sichergestellt wer-
den. Die Sicherstellung und die Durchführung der Durchsuchung richten sich nach dem Allgemeinen
Sicherheits- und Ordnungsgesetz.

(2) Identitätsfeststellungen sowie weitere polizei- und ordnungsrechtliche oder strafprozessuale Maß-
nahmen sind am Ort der Versammlung oder auf unmittelbarem Weg dorthin nur zulässig, soweit sich
am Ort der Versammlung oder auf unmittelbarem Weg dorthin tatsächliche Anhaltspunkte für einen
gegenwärtigen oder bevorstehenden Verstoß gegen § 9 oder nach § 22 Absatz 1 erlassene Beschrän-
kungen oder für die Begehung strafbarer Handlungen ergeben. Diese Anhaltspunkte sind der betroffe-
nen Person auf Aufforderung mitzuteilen.

 

§ 25
Bild- und Tonübertragungen und -aufzeichnungen

(1) Unter den Voraussetzungen des § 22 Absatz 1 darf die Polizei Bild- und Tonaufnahmen sowie ent-
sprechende Aufzeichnungen von Teilnehmenden bei oder im Zusammenhang mit einer öffentlichen
Versammlung in geschlossenen Räumen anfertigen. Die Aufnahmen und Aufzeichnungen dürfen auch
angefertigt werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden. Die Aufnahmen und Aufzeichnungen
sind offen vorzunehmen.
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(2) Die Aufzeichnungen nach Absatz 1 sind nach Beendigung der öffentlichen Versammlung oder zeit-
lich und sachlich damit unmittelbar im Zusammenhang stehender Ereignisse unverzüglich zu löschen.
Dies gilt nicht, soweit sie erforderlich sind:

1. zur Verfolgung von Straftaten in oder im Zusammenhang mit der Versammlung, von der eine
Gefahr im Sinne von § 22 Absatz 1 ausging,

 

2. im Einzelfall zur Gefahrenabwehr, wenn von der betroffenen Person in oder im Zusammenhang
mit der Versammlung eine Gefahr im Sinne von § 22 Absatz 1 ausging und zu besorgen ist,
dass bei einer künftigen Versammlung von dieser Person erneut Gefahren im Sinne von § 22
Absatz 1 ausgehen werden.

 

Die Aufzeichnungen, die aus den in Satz 1 Nummer 2 genannten Gründen nicht gelöscht wurden, sind
spätestens nach Ablauf von drei Monaten nach ihrer Anfertigung zu löschen, sofern sie nicht inzwi-
schen zur Durchführung eines Strafverfahrens zu dem in Satz 1 Nummer 1 aufgeführten Zweck ge-
nutzt werden. Die Löschung der Aufzeichnungen ist zu dokumentieren.

(3) Die von einer Aufzeichnung nach Absatz 1 betroffene Person ist über die Maßnahme zu unterrich-
ten, sobald ihre Identität bekannt ist und sofern die nach Absatz 2 zulässigen Verwendungszwecke
der Aufzeichnung nicht gefährdet werden. Bei einem durch die Maßnahme unvermeidbar betroffenen
Dritten im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 unterbleibt die Unterrichtung, wenn die Identifikation nur mit
unverhältnismäßigen Ermittlungen möglich wäre oder überwiegend schutzwürdige Interessen anderer
Betroffener entgegenstehen.

(4) Die Gründe für die Anfertigung von Bild- und Tonaufzeichnungen nach Absatz 1 und für ihre Ver-
wendung nach Absatz 2 sind zu dokumentieren. Außer zu den in Absatz 2 genannten Zwecken dürfen
Aufzeichnungen nicht genutzt werden.

 

Abschnitt 4
Straftaten, Ordnungswidrigkeiten,

Einziehung, Kosten

 

§ 26
Straftaten

(1) Wer in der Absicht, nicht verbotene Versammlungen zu verhindern oder sonst ihre Durchführung
zu vereiteln, Gewalttätigkeiten vornimmt oder androht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren
oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1. Waffen bei einer Versammlung, auf dem Weg zu einer Versammlung oder im Anschluss an ei-
ne Versammlung mit sich führt, zu der Versammlung hinschafft oder sie zur Verwendung bei ihr
bereithält oder verteilt, wenn die Tat nicht nach § 52 Absatz 3 Nummer 9 des Waffengesetzes
mit Strafe bedroht ist. Ebenso wird bestraft, wer eine Ordnerin oder einen Ordner in Versamm-
lungen einsetzt, die oder der Waffen mit sich führt,
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2. gegen die Leitung oder die Ordnerinnen oder Ordner einer Versammlung in der rechtmäßigen
Ausübung von Ordnungsaufgaben Gewalt anwendet oder damit droht,

 

3. gegen eine Anordnung zur Durchsetzung des Vermummungs- und Schutzausrüstungsverbots
nach § 19 Absatz 1 verstößt oder

 

4. gegen eine Anordnung zur Durchsetzung des Waffenverbots nach § 9 Absatz 1 Nummer 2 ver-
stößt.

 

 

§ 27
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer

1. als veranstaltende oder leitende Person eine öffentliche Versammlung unter freiem Himmel oh-
ne eine gemäß § 12 erforderliche Anzeige oder wesentlich anders als in der Anzeige angegeben
durchführt,

 

2. öffentlich zur Teilnahme an einer Versammlung aufruft, deren Durchführung vollziehbar verbo-
ten oder deren Auflösung vollziehbar angeordnet ist,

 

3. trotz einer behördlichen Anordnung, dies zu unterlassen, absichtlich allein oder im Zusammen-
wirken mit anderen, nicht verbotene Versammlungen oder Aufzüge verhindert oder sonst ihre
Durchführung vereitelt,

 

4. unter den Voraussetzungen der §§ 14 Absatz 1 bis 3, 15 Absatz 2 oder 22 Absatz 1 und 2 von
der zuständigen Behörde oder im Verfahren des gerichtlichen Eilrechtsschutzes erlassenen voll-
ziehbaren beschränkenden Verfügungen, Verboten oder Auflösungen als Leiterin oder Leiter
oder Veranstalterin oder Veranstalter zuwiderhandelt,

 

5. unter den Voraussetzungen der §§ 14 Absatz 1 bis 3, 15 Absatz 2 oder 22 Absatz 1 und 2 von
der zuständigen Behörde oder im Verfahren des gerichtlichen Eilrechtsschutzes erlassenen voll-
ziehbaren beschränkenden Verfügungen, Verboten oder Auflösungen als Teilnehmerin oder
Teilnehmer zuwiderhandelt,

 

6. gegen Anordnungen zur Durchsetzung des Uniformverbots (§ 9 Absatz 2) verstößt,

 

7. ungeachtet einer gemäß § 16 Absatz 1 ausgesprochenen Untersagung der Teilnahme an oder
Anwesenheit in der Versammlung anwesend ist oder sich nach einem gemäß § 16 Absatz 2 an-
geordneten Ausschluss aus der Versammlung nicht unverzüglich entfernt oder

 

8. sich trotz einer unter den Voraussetzungen der §§ 14, 15 oder 22 erfolgten Auflösung einer Ver-
sammlung nicht unverzüglich entfernt.

 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1, 5 und 8 mit einer Geldbu-
ße bis zu eintausend Euro, in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 3 bis zu eintausendfünfhundert Eu-
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ro und in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2, 4, 6 und 7 bis zweitausendfünfhundert Euro geahndet
werden.

 

§ 28
Einziehung

Gegenstände, auf die sich eine Straftat nach § 26 oder eine Ordnungswidrigkeit nach § 27 bezieht,
können eingezogen werden. § 74a des Strafgesetzbuches und § 23 des Gesetzes über Ordnungswid-
rigkeiten sind anzuwenden.

 

§ 29
Kosten

Amtshandlungen nach diesem Gesetz sind kostenfrei.

 

Abschnitt 5
Datenverarbeitung

 

§ 30
Datenverarbeitung durch die zuständige Behörde

(1) Die zuständige Behörde kann die nach § 12 Absatz 1 bis 3 erhobenen personenbezogenen Daten
verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlich ist.

(2) Die zuständige Behörde kann die nach § 12 Absatz 1 bis 3 erhobenen personenbezogenen Daten
sowie Informationen zum Verlauf der Versammlung auch zur Beurteilung der Gefahrenlage bei zukünf-
tigen Versammlungen heranziehen, soweit dies erforderlich ist. Zu diesem Zweck dürfen die in Satz 1
genannten Daten zwei Jahre über den Zeitpunkt der Beendigung der Versammlung hinaus gespei-
chert werden.

(3) Die zuständige Behörde kann die nach § 12 Absatz 1 bis 3 erhobenen personenbezogenen Daten
zur Erfüllung ihrer Unterrichtungspflichten nach § 15 Absatz 3 und § 20 Absatz 3 an die Präsidentin
oder den Präsidenten des Abgeordnetenhauses und die Eigentümerin oder den Eigentümer der in § 20
Absatz 2 genannten Verkehrsfläche übermitteln.

(4) Im Übrigen bleiben die Vorschriften über die Datenverarbeitung im Berliner Datenschutzgesetz
und im Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetz unberührt.

 

Abschnitt 6
Schlussbestimmungen

 

§ 31
Zuständigkeitsregelungen
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Die Polizei Berlin ist sachlich und örtlich zuständig für die Durchführung dieses Gesetzes.

 

§ 32
Einschränkung von Grundrechten

Das Grundrecht der Versammlungsfreiheit (Artikel 26 der Verfassung von Berlin), der informationellen
Selbstbestimmung (Artikel 33 der Verfassung von Berlin), der Freiheit der Person (Artikel 8 der Verfas-
sung von Berlin), der Freizügigkeit (Artikel 17 der Verfassung von Berlin) sowie die entsprechenden
Grundrechte des Grundgesetzes (Artikel 8, Artikel 2 Absatz 2, Artikel 11 Absatz 1, Artikel 2 Absatz 1 in
Verbindung mit Artikel 1) werden nach Maßgabe dieses Gesetzes eingeschränkt.

 

Anlage

zu § 14 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3:

(1) Orte nach § 14 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 sind

1. das Denkmal für die ermordeten Juden Europas;

 

2. die Neue Wache - Zentrale Gedenkstätte der Bundesrepublik Deutschland für die Opfer von
Krieg und Gewaltherrschaft, Unter den Linden;

 

3. der Bebelplatz mit dem Denkmal zur Erinnerung an die Bücherverbrennung am 10. Mai 1933;

 

4. die Gedenkstätte Plötzensee, Hüttigpfad;

 

5. das internationale Dokumentations- und Begegnungszentrum „Topographie des Terrors“, Stre-
semannstraße/Niederkirchnerstraße;

 

6. die Gedenk- und Bildungsstätte „Haus der Wannsee-Konferenz“, Am Großen Wannsee;

 

7. das Mahnmal „Gleis 17“, Bahnhof Grunewald;

 

8. die Stätte des Gedenkens an das als Sammellager missbrauchte jüdische Altersheim in der Gro-
ßen Hamburger Straße und die von dort deportierten Menschen;

 

9. die jüdischen Friedhöfe in der Heerstraße, der Schönhauser Allee, in Weißensee, Herbert-Baum-
Straße;

 

10. das Jüdische Museum Berlin, Lindenstraße;

 

11. die Gedenkstätte auf dem Vorplatz des Gemeindehauses der Jüdischen Gemeinde zu Berlin, Fa-
sanenstraße;

 

12. die Gedenkstätte auf dem Parkfriedhof Marzahn für die Opfer des Sinti- und Roma-Sammella-
gers, das von 1936 bis 1945 nördlich des Friedhofs eingerichtet war, Wiesenburger Weg;
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13. die Gedenkstätte „Köpenicker Blutwoche“, Puchanstraße;

 

14. die Gedenkstätte am Ort des ehemaligen Zwangsarbeiterlagers in Schöneweide, Britzer Straße;

 

15. das Museum „Blindenwerkstatt Otto Weidt“ mit der Gedenkstätte „Stille Helden“, Rosenthaler
Straße;

 

16. das Deutsch-Russische Museum in Karlshorst, Zwieseler Straße;

 

17. das Denkmal für die im Nationalsozialismus ermordeten Homosexuellen, Ebertstraße;

 

18. das Denkmal für die im Nationalsozialismus ermordeten Sinti und Roma Europas, Simsonweg;

 

19. das Mahnmal Spiegelwand auf dem Hermann-Ehlers-Platz;

 

20. die Gedenkstätte Zwangslager, Otto-Rosenberg-Platz, Berlin-Marzahn;

 

21. der Güterbahnhof Moabit, Ellen-Epstein-Straße;

 

22. der Gedenk- und Informationsort für die Opfer der nationalsozialistischen „Euthanasie“-Morde,
Tiergartenstraße und

 

23. der Gedenkort SA-Gefängnis Papestraße, Werner-Voß-Damm.

 

(2) Tage nach § 14 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 sind

1. der 27. Januar, Tag des Gedenkens an die Opfer des Nationalsozialismus (Holocaust-Gedenk-
tag);

 

2. der 8. Mai, Tag der Befreiung;

 

3. der 9. Mai, Tag des Sieges über den Faschismus und

 

4. der 9. November, Gedenken an die Reichspogromnacht 1938.

 

 
 


